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ditgesellschaft und eröffnen einen 
Supermarkt wieder neu, der vor Jahren 
geschlossen wurde. 

Ost-Probleme auch im Westen
Tatsache ist aber auch: „Noch immer ha-
ben die ostdeutschen Kommunen eine 
geringere Einnahmebasis als vergleich-
bare Kommunen im Westen“, sagt Iris 
Gleicke. Das gilt auch für die Bundeslän-
der, wie der Jahresbericht zum Stand der 
Deutschen Einheit 2013 erneut gezeigt 
hat. So betrug 2012 das Steueraufkom-
men der ostdeutschen Flächenländer 
937 Euro je Einwohner, das der west-
deutschen hingegen 1700 Euro. Wie geht 
es also weiter, wenn 2019 der Solidari-
tätszuschlag ausläuft? „Ich glaube nicht, 
dass man rein für Ostdeutschland keine 
weitere Förderung hat, sondern dass wir 
uns um die strukturschwachen Regio-
nen in Ost und West kümmern müssen“, 
sagt Iris Gleicke. n

Chronik 
des 
Mauerfalls

Oktober 1989

7. Oktober
Staatsfeiern zum 40.  
Gründungstag der DDR in 
Anwesenheit von Michail 
Gorbatschow, der mit „Gorbi, 
hilf uns!“-Rufen begrüßt wird.

9. Oktober
Die DDR-Behörden können 
nicht verhindern, dass in 
Leipzig 70 000 Menschen für 
Reformen demonstrieren.

18. Oktober
SED-Generalsekretär 
Erich Honecker verliest im 
SED-Zentralkommitee seine 
Rücktrittserklärung.

27. Oktober
Der DDR-Staatsrat verkündet 
eine Amnestie für alle Flücht-
linge und Demonstranten.

Iris Gleicke: „Ostdeutsche Kommunen haben immer noch eine geringere Einnahmebasis als vergleichbare Kommunen im Westen.“

Wolfgang Tiefensee (MdB) war Oberbürgermeister in Leipzig und holte Unternehmen in die Stadt.

E rst schlossen Kindergärten, spä-
ter Grundschulen, danach Mit-
telschulen und Gymnasien. Die 

Bevölkerung Leipzigs schrumpfte von 
511 000 im Jahr 1990 auf 437 000 im Jahr 
1998. „Das war eine große Belastung für 
das gesellschaftliche und politische Le-
ben in der Stadt“, erinnert sich Wolfgang 
Tiefensee, der in dieser schwierigen Zeit 
erst Schuldezernent und von 1998 bis 
2005 Oberbürgermeister war. Aber was 
soll man machen, wenn die Zahl der 
Geburten rapide sinkt: von 6000 im Jahr 

vor der Wende auf 2300 danach? Dazu 
kam die Abwanderung. Wer im Westen 
Arbeit fand, zog fort. 

Und heute? „Arbeitsplätze sind kein 
vorrangiges Problem mehr“, erklärt Tie-
fensee. Der Bundesminister für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung von 2005 bis 
2009 ist inzwischen Bundestagsabge-
ordneter. Natürlich für Leipzig. Und er 
strahlt, wenn er von seiner Stadt heute 
erzählt. „Leipzig ist eine aufblühende, 
hochinteressante Stadt, die vor allem 
für junge Leute attraktiv ist – vom Fach-

arbeiter über Studenten bis zu jungen 
Familien.“ Mit dem Ergebnis, dass es 
derzeit eher zu wenig Kita-Plätze, Schu-
len, Erzieherinnen und Lehrer gebe. Ein 
Problem, an dessen Beseitigung fieber-
haft gearbeitet werde. „Dass sich die 
Bevölkerungszahl derart sprunghaft er-
höhen würde, war so nicht abzusehen.“

Warum dieser Wandel? Natürlich 
profitiert Leipzig, wie viele große Städ-
te, vom Trend zurück in die Stadt. Aber 
das funktioniert nur, wenn das Umfeld 
stimmt, es Wohnungen, kulturelle An-
gebote und vor allem Arbeit gibt. „Wir 
haben versucht, mit allen Kräften die 
Attraktivität der Stadt zu verbessern“, 
erinnert sich Tiefensee. Mit Erfolg: 1996 
wurde die Messe neu eröffnet, große 
Unternehmen siedelten sich an, wie Por-
sche, BMW, DHL und zuletzt Amazon. 

„Viele Städte, die nach der friedli-
chen Revolution 1989 wieder durch-
gestartet sind, konnten an die Zeit vor 
dem Zweiten Weltkrieg anknüpfen“, 
sagt Tiefensee. So auch Leipzig, denn 
als ehemals viertgrößte und sehr reiche 
Stadt Deutschlands war sie sowohl mit 
der Industrie und dem Maschinenbau 
sowie ihrer Stellung als Verlagshaupt-
stadt und Universitätsstadt, mit dem 
Gewandhausorchester und der Oper als 
auch dem „selbstbewussten stolzen Bür-
gertum“ auch nach 1990 im Vorteil. n

BOOMTOWN IN SACHSEN
LEIPZIG Die Stadt wächst und das hat viel mit ihrer Geschichte zu tun 
Von Susanne Dohrn
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D as Wort „Abwanderungsprä-
mie“ von FDP-Generalsekretärin 
Cornelia Pieper traf 2002 einen 

Nerv. Gemeint waren Mobilitätshilfen 
für Jugendliche in Regionen mit wenig 
Ausbildungsplätzen. Sie sollten mit fi-
nanzieller Unterstützung des Staates 
eine weiter entfernte Lehrstelle anneh-
men können. In den neuen Bundeslän-
dern sorgten diese Hilfen für erbitterte 
Debatten. „Abwerbeprämie für unsere 
Ost-Jugend“ wurden sie geschimpft. 

In einer Wohnung im Berliner 
Prenzlauer Berg trafen damals ein 
ostdeutscher Journalist und eine 
Bundestagsabgeordnete aus Thüringen 
aufeinander. Der Journalist befand, es 
müssten dort Ausbildungs- und Arbeits-
plätze geschaffen werden, wo die Leute 
lebten. Iris Gleicke, die Bundestagsabge-
ordnete, hielt dagegen: „Ich kann doch 
nicht jedem, wo er lebt, einen Ausbil-
dungsplatz versprechen.“ 

Inzwischen ist Iris Gleicke Parla-
mentarische Staatssekretärin in Sigmar 
Gabriels Wirtschaftsministerium und 
unter anderem Beauftragte für die neuen 
Bundesländer. An die Debatte von da-
mals erinnert sie sich gut. „Ich habe im-
mer gesagt: Wenn mein Sohn mal soweit 
ist, könnte ich ihm als Bundestagsabge-
ordnete eine Wohnung bezahlen, wenn 
er weiter weg einen Ausbildungsplatz fin-
det. Andere, die damals schon arbeitslos 
waren, konnten das nicht.“ Deshalb hät-
ten die Mobilitätshilfen Chancengleich-
heit auch für die jungen Leute ermöglicht, 
deren Eltern weniger begütert waren. 
Bitter sei es dennoch gewesen, dass so 
viele junge Leute weggegangen seien, vor 
allem die jungen Frauen. Denn das habe 
den Geburtenrückgang, der 1990 schlag-
artig einsetzte, radikal verschärft. 

Chancen für Rückkehrer
Manfred Stolpe, ehemals Ministerprä-
sident von Brandenburg und danach 
von 2002 bis 2005 Bundesbauminister, 
bestätigt das: „Man hatte damals den 
Eindruck, dass die Zukunft der Region 
abwandert und nicht wiederkommen 
würde“, sagt er. Hätte man also mehr 
tun müssen, um junge Leute in den 

neuen Bundesländern zu halten? „Das 
war eine Frage des Angebots“, sagt 
Stolpe, vor allem des Angebots an Aus-
bildungsplätzen. Von denen gab es viel 
zu wenige, auch weil der Mittelstand 
nach der Wende andere Prioritäten ge-
setzt habe. „Für Ausbildung hatten viele 
noch keine Antenne. Das ist sogar jetzt 
noch ein bisschen mühsam.“

Trotzdem hat sich die Stimmung 
gewandelt. Aus dem Thema Abwande-
rung ist der demografische Wandel ge-
worden, und der trifft auch die westli-
chen Bundesländer. Weil Not, so Stolpe, 
erfinderisch mache, bildeten die neuen 
Bundesländer mit ihren Erfahrungen so 
etwas wie eine Avantgarde. Das tut gut, 
zumal es in Ostdeutschland inzwischen 
wieder Zuwanderung gibt, vor allem in 
den Städten. Das gilt auch für Branden-
burg. Zwar sei der Bevölkerungsrück-
gang nicht gestoppt, aber es „hat sich 
herumgesprochen, dass es gute Jobs 
in Brandenburg gibt, viel unberührte 
Natur und gerade an der Peripherie die 
Grundstückspreise sehr viel niedriger 
sind“, so Stolpe. Es kämen auch Leute zu-
rück, die zehn oder 15 Jahre im Westen 
gearbeitet hätten, mit neuen Ideen und 
neuen Impulsen. 

Die Brandenburger Regierung tut das 
ihre, um das Leben auch in ausgedünn-
ten Regionen lebenswert zu erhalten. 
Stolpe nennt die wichtigsten Punkte: 
Mobilität und medizinische Versor-
gung, Bildung, Kultur und Einkaufs-
möglichkeiten. Da geht man in Bran-
denburg auch unkonventionelle Wege. 
Ein Bus befördert nicht nur Menschen, 
sondern auch den Postzusteller, Pakete, 
Biolebensmittel und Blutkonserven für 
Apotheken. Kommunen richten Pra-
xen für Landärzte ein. Ein Schauspieler 

gründet ein Theater und führt Romeo 
und Julia als deutsch-polnisches Liebes-
drama auf. Stolpe ist stolz auf dieses En-
gagement seiner Brandenburger. Allen 
Beispielen gemein ist: Privatinitiative 
ist gewünscht und wird – weniger mit 
Geld als mit Expertise – unterstützt. Wo 
in Westdeutschland schon mal einige 
hunderttausend Euro für die Gründung 
eines Markttreffs fließen, gründen 
Brandenburger Bürger eine Komman-

»
In Brandenburg gibt 
es gute Jobs.«
Manfred Stolpe, ehemaliger Minister-
präsident und Bundesminister

Manfed Stolpe freut sich über die Rückkehrer, die neue Impulse mitbringen.

Avantgarde im Osten
Abwanderung Wie Ostdeutschland auf den  
Bevölkerungsrückgang nach der Wende reagierte  
und was der Westen davon lernen kann   
Von Susanne Dohrn


